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Antragsteller*in: Manfred Beck (KV Gelsenkirchen)

Änderungsantrag zu PB.B-01

Von Zeile 160 bis 164:
Ländern beschränken die Möglichkeiten, gemeinsam Verantwortung zu übernehmen
und gemeinsam auf neue Herausforderungen zu reagieren. Mit einer
„Ermöglichungsklausel“ für die Bildungszusammenarbeit im Grundgesetz wäre
gemeinsames Handeln dort möglich, wo es notwendig ist.Wir setzen uns dafür ein, dass
Bund, Länder und Kommunen verlässlich und verbindlich miteinander kooperieren.
Daher wollen wir im Grundgesetz ein Gebot verankern, diese Zusammenarbeit zu
ermöglichen und umzusetzen. Grundlage all dessen ist jedoch eine auskömmliche
Bildungsfinanzierung, vor allem in den Grundschulen und Kitas, da hier die Basis gelegt
wird.

Begründung

Die Behinderung der Kooperation durch das grundgesetzliche Verbot passt nicht mehr
in die Zeit. Es gibt viele Bereiche, in denen der Bund vom Engagement der Länder, der
Kommunen und der Zivilgesellschaft - auch finanziell - profitiert. Dies gilt beispielsweise
für Ganztagsschulen, für Berufs- und Studienvorbereitung in den Schulen sowie die
Prävention gegen jede Art von Diskriminierung und Gewalt in den Schulen. Deshalb
muss auch der Bund initiativ werden können. Die Corona-Pandemie hat noch einmal die
Notwendigkeit eines Kooperations-Gebotes deutlich gemacht.
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Dennis Nawrot (KV Gelsenkirchen); Klaus-Dieter Seiffert (KV Gelsenkirchen); Martina
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